
Ein geordnetes Fremden-
recht könne nur dann
human und gerecht

sein, wenn außer Streit ge-
stellt sei, dass das Recht auf
Asyl unantastbar sei, Asyl-
missbrauch effizient be-
kämpft werde und die Ge-
setze im Rechtsstaat auch
vollzogen würden, sagte In-
nenministerin Dr. Maria
Fekter beim siebenten
Rechtsschutztag des BMI
am 18. November 2009 im
Innenministerium, der wie-
der von der Rechtssektion
organisiert wurde.

Seit dem Beitritt zur
Genfer Flüchtlingskonventi-
on 1955 komme Österreich
konsequent und vorbildhaft
seinen Verpflichtungen
nach. „Österreich zählt hin-
sichtlich der Asylantrags-
zahlen jedoch nach wie vor
zu den am stärksten in An-
spruch genommenen Mit-
gliedsstaaten der EU“, sagte
Fekter. Der Rechtsschutztag
im Innenministerium solle
aktiv zur Bewusstseinsbil-
dung für den Rechtsschutz
beitragen. Die vergangenen
Veranstaltungen und auch
die diesjährige seien mit
ihren Schwerpunkten stets
am „Puls der Zeit“, betonte
die Innenministerin.

In seiner von Univ.-Prof.
Dr. Ludwig Adamovich
überbrachten Grußbotschaft
stellte Bundespräsident Dr.
Heinz Fischer fest, dass mit
den Themenschwerpunkten
des Rechtsschutztags „aktu-
elle und brisante Themen
angesprochen werden, die in
der öffentlichen Diskussion
nicht immer sorgfältig ge-
nug auseinandergehalten
werden“. Dass die Ge-
währung von Asyl von
sonstigen fremdenrechtli-
chen Fragen unterschieden
werden müsse, werde

manchmal ebenso überse-
hen wie, dass es sich bei
Asyl um die Erfüllung einer
völkerrechtlichen Verpflich-
tung handle und nicht um
das Ermessen einzelner
Staaten. Der Bundespräsi-
dent hob auch die gute Zu-
sammenarbeit zwischen der
Präsidentschaftskanzlei und
dem BMI hervor.

Univ.-Prof. Dr. Gerhart
Holzinger, Präsident des
Verfassungsgerichtshofs
(VfGH), betonte, dass die
Austragung des Rechts-
schutztags einen wichtigen
Beitrag zur fachlichen Dis-
kussion zentraler Fragen der
österreichischen Rechtsord-
nung darstelle; auch die „Ju-
ristischen Workshops“ der
Rechtssektion im BMI seien
ein „gutes Instrument der
juristischen Fortbildung“.
Bei mehr als 50 Prozent al-
ler im VfGH anhängigen
Rechtssachen handle es sich
um Asyl-Fälle – diese Art
der Befassung mit einem
ganz bestimmten Verwal-
tungsgebiet durch ein
Höchstgericht sei eine
„weltweit einzigartige Er-
scheinung“. Es bestehe die
Gefahr, dass der VfGH sei-
ner „ureigensten Aufgaben“
entfremdet werde, da er

nach dem Willen der Schöp-
fer der Bundesverfassung
eigentlich als Gericht zur
Entscheidung in grundsätz-
lichen Rechtsfragen konzi-
piert worden sei. „Eine dau-
erhafte Lösung dieser Pro-
blematik“ besteht für Präsi-
dent Holzinger in der Er-
richtung einer zweistufigen
Verwaltungsgerichtsbarkeit,
wie sie im aktuellen Regie-
rungsübereinkommen fest-
gelegt ist. 

Das von Sektionschef Dr.
Mathias Vogl moderierte
Vormittagsmodul behandel-
te Themen rund um Grund-
satzfragen zu Asyl und Mi-
gration. 

Prof. Dr. Kay Hailbronner
vom Forschungszentrum für
internationales und europäi-
sches Ausländer- und Asyl-
recht der Universität Kons-
tanz, ging der Frage auf den
Grund, ob Europa über eine
gemeinsame Migrations-
und Asylpolitik verfügt.
„Die europäische Migrati-
ons- und Asylpolitik ist von
einer Einheitlichkeit in zen-
tralen Fragen der Einreise
und des Aufenthalts von
Drittstaatsangehörigen noch
weit entfernt“, meinte Hail-
bronner. Im Bereich des
EU-Asylrechts dominiere

momentan noch „die Quan-
tität über der Qualität“.
Markante Neuerungen brin-
ge der Vertrag von Lissabon
mit sich: Die Regelungsbe-
fugnis der EU werde im
Sinne einer Harmonisierung
erweitert, die qualifizierte
Beschlussfassung ersetze
die Einstimmigkeit im or-
dentlichen Gesetzgebungs-
prozess und der EuGH er-
halte die volle Interpretati-
onshoheit im Migrations-
und Asylrecht sowie im
Rahmen völkerrechtlicher
Verträge und allgemeiner
Rechtsgrundsätze. Das mo-
mentane Konzept des neuen
Europäischen Asyl-Unter-
stützungsbüros (EASO)
einschließlich der „Support
Teams“ sei für Hailbronner
ausbaufähig.

Im Mittelpunkt des Vor-
trags von VfGH-Mitglied
Hon.-Prof. Dr. Kurt Heller
stand eine erste Bewertung
des mit der Novelle 2008
geänderten Asylsystems.
Heller notierte, dass der Ge-
setzgeber hier in einer be-
sonders schwierigen Mate-
rie und emotionell aufgela-
denen Atmosphäre tätig sein
müsse, häufige Novellierun-
gen jedoch nicht nur stets
neue verfassungsrechtliche
Fragen aufwerfen, sondern
auch zu Änderungen in der
eingefahrenen Praxis füh-
ren. Administrativen Maß-
nahmen sollte gegenüber
Verschärfungen des Asylge-
setzes der Vorzug gegeben
werden. Beispielsweise soll-
ten rechtskräftige Auswei-
sungen zur ehest möglichen
Ausreise führen, um huma-
nitäre Probleme mit Bezug
auf die zahlreichen Folgean-
träge zu vermeiden. Positiv
bewertete Heller die Ein-
richtung des personell bes-
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Innenministerin Maria Fekter: „Recht auf Asyl ist unantast-
bar, Missbrauch gehört jedoch bekämpft.“

Asyl – Migration – Integration
Der siebente Rechtsschutztag des Bundesministeriums für Inneres stand im Zeichen gegenwärtiger 

und zukünftiger Herausforderungen in den Bereichen „Asyl, Migration und Integration“.



ser ausgestatteten Asylge-
richtshofs, der gegenüber
dem Unabhängigen Bundes-
asylsenat zu einer Qualitäts-
steigerung führte. Die Ab-
schaffung des Rechtszugs
zum Verwaltungsgerichts-
hof im Asylverfahren mün-
de jedoch in eine „Über-
schwemmung“ des VfGH
mit Asylbeschwerden.

Univ.-Prof. Dr. Gudrun
Biffl, Leiterin des Depart-
ments Migration und Globa-
lisierung der Donau-Univer-
sität Krems, ging der Frage
nach, ob ein „bedarfsge-
rechtes Zuwanderungsmo-
dell“ existiere. Allgemeinen
Bemerkungen über die Steu-
erbarkeit von Migration
(„Pull- und Push-Faktoren“)
folgten Erläuterungen über
die geschichtliche Zuwan-
derungsentwicklung in der
zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts. 

Die Darstellung der ver-
schiedenen Migrations-Mo-
delle (unter anderem das
„Fremdarbeitermodell“ in
Österreich und Deutschland
oder das traditionelle Ein-
wanderungsmodell nach ka-
nadischem und australi-

schem Vorbild) zeige die
unterschiedliche Ausgestal-
tung der Migrations- und In-
tegrationspolitik in ver-
schiedenen Staaten auf.
„Wesenskriterium des kana-
dischen und australischen
Migrationsmodells ist die
Einbettung der Einwande-
rung in ein wirtschaftliches
Entwicklungsprogramm“ er-
klärte Biffl. Jedes Modell
bedürfe jedoch auch der ge-
sellschaftlichen Zustim-
mung, um den sozialen Zu-
sammenhalt nicht zu gefähr-
den – traditionelle Einwan-
derungsländer spannen
demnach ein umfassendes
„Netz an Integrationsmaß-
nahmen“; in Europa bestün-
den keine derartigen Syste-
me. Ein bedarfsgerechtes
Zuwanderungsmodell müsse
sich „an gesellschaftlichen
und individuellen sowie an
wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen einer globalen Weltord-
nung“ orientieren, betonte
Biffl. 

Die Moderation des
zweiten  Moduls wurde vom
Geschäftsführer des Öster-
reichischen Integrations-
fonds, Dr. Alexander Janda,
übernommen. 

Univ.-Prof. Dr. Mathias
Rohe, Universität Erlangen,
referierte zum Thema „Is-
lam und Integration – Stand,
Probleme und Chancen“.
Die tiefe Religiosität führe
nicht nur bei Muslimen,
sondern beispielsweise auch
bei Christen aus Osteuropa
zu einer gewissen Distanzie-
rung, stellte Rohe mit Blick
auf eine neue Integrations-
studie des GfK-Instituts
fest. Ein großer Teil der
Probleme bei Personen mus-
limischen Glaubens hänge
nicht mit ihrer Religionszu-
gehörigkeit zusammen.
Vielmehr seien oft mangeln-
de sprachliche Zugangs-
möglichkeiten und kulturel-
le Faktoren dafür verant-
wortlich. Zudem ortete Ro-
he ein „jugendliches Män-
nerproblem“. „Stoff zum
Nachdenken“ biete das Er-
gebnis der Studie, dass 62
Prozent der religiös-poli-
tisch orientierten Muslime
die Anwendung von Teilen
des islamischen Rechts in
Österreich wünschen. 

Integrationsmaßnahmen
sollten sowohl die Migran-
ten als auch die Mehrheits-
gesellschaft umfassen, for-

derte Rohe. Die gegenwärti-
ge Situation in Europa stelle
auch für den Islam eine
Chance dar, sich zu einem
„europäischen Islam“ zu
entwickeln – insbesondere
im Hinblick auf die offene
europäische Diskussions-
und Debattenkultur. Rohe:
„Da, wo Begegnungen mög-
lich sind, ist die Abneigung,
die Feindlichkeit am
geringsten.“

Univ.-Prof. Dr. Rudolf
Thienel, Vizepräsident des
Verwaltungsgerichtshofs,
setzte sich in seinem Referat
zum Thema „Integration als
Querschnittsmaterie – Zu-
ständigkeiten in integrati-
onsspezifischen Materien“
eingehend mit der vielfälti-
gen kompetenzrechtlichen
Ausgestaltung von integrati-
onsspezifischen Materien
innerhalb des österreichi-
schen Rechtsraums ausein-
ander. Thienel analysierte
unterschiedliche Gebiete
des Verwaltungsrechts, ein-
schließlich der Zuständig-
keitsbestimmungen. Rege-
lungen und Entwicklungen
unter anderem in den Berei-
chen des Einreise-, Aufent-
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer des siebenten Rechtsschutztags im Bundesministerium für Inneres.



halts- und Niederlassungs-
rechts, des Sozial- und des
Staatsbürgerschaftsrechts
standen im Zentrum der
kompakten Analyse. „Eine
Beseitigung der Kompe-
tenzvielfalt ist aufgrund der
verfassungsrechtlichen Vor-
gaben und nicht zuletzt auf-
grund der österreichischen
Realverfassung schwer vor-
stellbar“, stellte Thienel
fest. In Richtung des Ge-
setzgebers regte er an, unter
anderem die Instanzenzüge
in den einzelnen Materien
zu vereinfachen und zu ver-
einheitlichen. 

Mag. Wolfgang Taucher,
Direktor des Bundesasyl-
amts, referierte über „Mit-
wirkungsverpflichtungen,
Informationserfordernisse
und Sprachenvielfalt im
Asylverfahren“. Neben der
Rechtslage im nationalen
und europäischen Kontext
analysierte er zwei beispiel-
hafte Erkenntnisse des Vf-

GH (VfSlg. 15.218/1998
und VfSlg. 17.340/2004,
Anm.). In Bezug auf die
Mitwirkungspflichten seien
Einschränkungen zur Her-
beiführung einer Mitwir-
kung am Asylverfahren
grundsätzlich zulässig, diese
müssten jedoch konkret am
mitwirkungswilligen An-
tragssteller als Maßfigur ge-
messen werden. Informati-
onserfordernisse für sich al-
leine können für Taucher
nur in einem sehr be-
schränkten Ausmaß die „be-
sondere Situation“ eines
Asylwerbers ausgleichen. 

Der Ausgleich der Spra-
chenvielfalt durch eine „for-
male Reduktion“, also eine
erforderliche Dolmetschung
im Verfahren, genüge den
Anforderungen im Kontext
des Rechtsschutzes nicht,
stellte Taucher klar: Es gehe
einerseits um die Überwin-
dung einer Sprachbarriere,
andererseits um die Not-
wendigkeit, Verständnis

über Abläufe, allenfalls
durch Beratung, herzustel-
len. Im Hinblick auf den
Rechtsschutz komme Befra-
gungen und Einvernahmen
eine maßgebliche Bedeu-
tung zu. Im europäischen
Kontext sei die Verfahrens-
Richtlinie der EU (2005/85/
EG) Mindestnorm für Asyl-
verfahren. Ein neuer Vor-
schlag der Europäischen
Kommission sei derzeit in
Verhandlung.

Nationaler Aktionsplan.
Sektionschef Dr. Mathias
Vogl beleuchtete am Ende
des Rechtsschutztags die ak-
tuellen Bemühungen des In-
nenressorts um den Nationa-
len Aktionsplan für Integra-
tion (NAP); seit 22. April
2009 werden auf Grundlage
der Vorarbeiten in vergan-
genen Legislaturperioden
zahlreiche Projekte erarbei-
tet. Der Nationale Aktions-
plan für Integration soll auf
einem breiten Grundkon-

sens aufbauen; in der Steue-
rungsgruppe sind daher
Bundesministerien, Länder,
Gemeinden und Städte, So-
zialpartner und Interessen-
vertretungen, aber auch alle
wichtigen Nichtregierungs-
organisationen vertreten.
Damit soll eine umfassende
Akzeptanz der Maßnahmen
sichergestellt werden. „Was
durch den Nationalen Akti-
onsplan für Integration ge-
schaffen werden soll, ist ei-
ne gemeinsame neue Sicht-
weise der Thematik und ein
gemeinsam getragenes Inte-
grationsverständnis“, unter-
strich Vogl. 

Die Präsentationen im
Rahmen des Rechtsschutz-
tags 2009 werden im Früh-
jahr 2010 in einem neuen
Band der „Schriftenreihe
BM.I“ im Neuen Wissen-
schaftlichen Verlag erschei-
nen. Der nächste Rechts-
schutztag ist für November
2010 geplant.

Philippe Kupfer
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Für Seminare, Feste, Feiern und einfach gutes Essen:

Top-Adresse 
Schloss Thürnlhof
Dass man im Schloss Thürnlhof beste Wiener Küche in schönstem Rahmen, aber zu
moderaten Preisen genießen kann, ist längst bekannt. Die „Happy-Hendl-Hour“ 
von 14-17 Uhr (Di.–Fr.), bei der es knusprige Backhendl um ganze 3,45 Euro gibt, ist
dafür das beste Beispiel.
Die Familie Hallwirth freut sich jedenfalls auf Ihren Besuch!
Öffnungszeiten: Di.–Sa. 11.30–24 Uhr, So. 11.30–15 Uhr (Mo. Ruhetag). 
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